










3. die Lehrpersonen;

4. die Schulärztin bzw. den Schularzt;

5. die Schulzahnärztin bzw. den Schulzahnarzt;

6. die weiteren Angestellten im Schulbereich.

Art. 23 Rechtsetzungsbefugnisse 

Die Schulpflege ist zuständig für den Erlass und die Änderung von weniger wichtigen 

Rechtssätzen. Dazu gehören insbesondere Bestimmungen: 

1 . im Organisationsstatut; 

2. zu den Rahmenbedingungen für die Schulprogramme;

3. über die Organisation der Schulpflege sowie ihr unterstellter Behörden und 

Personen im Rahmen eines Organisationserlasses;

4. über die Organisation und Leitung der Verwaltung der Schulen;

5. über die Aufgabenübertragung an Gemeindeangestellte im Rahmen von 

Art. 21 GO;

6. über Benützungsvorschriften und über Gebühren für Schulanlagen;

7. betreffend die Ordnung an den Schulen;

8. über Gegenstände, die nicht in die Kompetenz der 

Gemeindeversammlung fallen.

Art. 24 Allgemeine Verwaltungsbefugnisse 

Die Schulpflege ist zuständig für: 

1. die Planung, Führung und Aufsicht,;

2. die Verantwortung für den Gemeindehaushalt und für die ihr durch die

eidgenössische und kantonale Gesetzgebung oder die Behörden des

Bundes, des Kantons und des Bezirks übertragenen Aufgaben;

3. den Vollzug der Gemeindebeschlüsse und die Besorgung sämtlicher

Gemeindeangelegenheiten, soweit nicht andere Organe, Behörden oder

Personen dafür zuständig sind;

4. den Abschluss und die Änderung von Anschluss- und

Zusammenarbeitsverträgen gemäss ihrer Befugnis zur Bewilligung neuer

Ausgaben, sofern die Schulgemeinde keine hoheitlichen Befugnisse

abgibt;

5. die Vertretung der Gesamtheit der Schulen nach aussen und die

Bestimmung der rechtsverbindlichen Unterschriften;

6. die Führung von Prozessen mit dem Recht auf Stellvertretung;

7. die Leitung und Beaufsichtigung der Schulen der öffentlichen Volksschule,

soweit nicht andere Organe dafür zuständig sind;

8. die Schaffung von Stellen, die für die Erfüllung bestehender Aufgaben

notwendig sind, sowie die Schaffung neuer Stellen gemäss ihrer Befugnis

zur Bewilligung neuer Ausgaben, soweit nicht der Kanton zuständig ist;
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9. die Aufteilung der vom Kanton in Vollzeiteinheiten zugeordneten Stellen für

Lehrpersonen und Schulleitungen der öffentlichen Volksschule in einem

Stellenplan;

l 0. die Genehmigung und Veröffentlichung der Schulprogramme;

11. die Bestimmung des amtlichen Publikationsorgans;

12. die Vorberatung der Geschäfte der Gemeindeversammlung und der

Urnenabstimmung und die Antragsstellung hierzu.

Art. 25 Finanzbefugnisse 

1 Der Schulpflege stehen unübertragbar zu: 

l . die Bewilligung von im Budget nicht enthaltenen neuen einmaligen 

Ausgaben bis Fr. 50'000 für einen bestimmten Zweck, höchstens bis 

Fr. l 00'000 im Jahr, und von neuen wiederkehrenden Ausgaben bis 

Fr. 20'000 für einen bestimmten Zweck, höchstens bis Fr. 40'000 im Jahr; 

2. die Beschlussfassung über den Finanz- und Aufgabenplan.

2 Der Schulpflege stehen im Weiteren folgende Befugnisse zu, die in einem Erlass 

massvoll und stufengerecht übertragen werden können: 

l . der Ausgabenvollzug; 

2. die Bewilligung gebundener Ausgaben;

3. die Bewilligung von im Budget enthaltenen neuen einmaligen Ausgaben

bis Fr. l 00'000 für einen bestimmten Zweck und neuen wiederkehrenden

Ausgaben bis Fr. 60'000 für einen bestimmten Zweck;

4. der Erwerb und die Veräusserung von Liegenschaften des

Finanzvermögens sowie die Investition in Liegenschaften des

Finanzvermögens im Wert bis Fr. 500'000;

5. die Beschlussfassung über Anlagegeschäfte, soweit nicht die

Gemeindeversammlung zuständig ist.

Art. 26 Mitberatung an den Sitzungen der Schulpflege 

1 An den Sitzungen der Schulpflege nehmen die Schulleiterin bzw. der Schulleiter und 

l

2 

Lehrperson mit beratender Stimme teil.

Die Schulverwalterin bzw. der Schulverwalter hat als Schreiberin bzw. Schreiber der

Schulpflege an den Sitzungen der Schulpflege beratende Stimme. 

Art. 27 Schulleitung 

1 Die Schulleitung ist zuständig für die administrative, personelle und finanzielle 

Führung und zusammen mit der Schulkonferenz für die pädagogische Führung und 

Entwicklung der Schule. 

2 Die Aufgaben und Kompetenzen der Schulleitung richten sich nach der 

Schulgesetzgebung und dem Organisationsstatut. 
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3 Im Übrigen richtet sich die Herausgabe von Unterlagen und Auskünften nach dem 

Gemeindegesetz. 

Art. 32 Prüfungsfristen 

Die Rechnungsprüfungskommission prüft Budget und Jahresrechnung sowie die 
übrigen Geschäfte in der Regel innert 30 Tagen. 

Art. 33 finanztechnische Prüfstelle 

1 Die Prüfstelle nimmt die finanztechnische Prüfung der Rechnungslegung und der 

Buchführung vor. 

2 Sie erstattet der Schulpflege, der Rechnungsprüfungskommission und dem Bezirksrat 
umfassend Bericht über die finanztechnische Prüfung. 

3 Sie erstellt zudem einen Kurzbericht, der Bestandteil der Jahresrechnung ist. 

4 Die Schulpflege und die Rechnungsprüfungskommission bestimmen mit 

übereinstimmenden Beschlüssen die Prüfstelle. 

5 Als Prüfstelle kann auch die Rechnungsprüfungskommission vorgesehen werden, 

sofern diese die Anforderungen an die Fachkunde, Unabhängigkeit und den 

Leumund erfüllt. *

V. Schlussbestimmungen

Art. 34 Inkrafttreten 

Diese Gemeindeordnung tritt nach ihrer Annahme durch die Stimmberechtigten an 
der Urnenabstimmung und nach der Genehmigung durch den Regierungsrat in 
Kraft. 

Art. 35 Aufhebung früherer Erlasse 

Auf den Zeitpunkt des lnkrafttretens dieser Gemeindeordnung wird die 
Gemeindeordnung vom 28. September 2008 mit den seitherigen Änderungen 
aufgehoben. 

Art. 36 Übergangsregelung 

Die Erneuerungswahlen für die Amtsdauer 2018-2022 werden nach den 

Bestimmungen der vorliegenden Gemeindeordnung durchgeführt. 

Die vorstehende Gemeindeordnung der Primarschulgemeinde Marthalen wurde an 

der Urnenabstimmung vom 26. November 2017 angenommen. 
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* Von der Genehmigung ausgenommen gemäss RRB 404/2018




